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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

Zu Beginn der Wintersession 2017 lag der Ball in der Debatte um das Bundesgesetz zum
Um- und Ausbau der Stromnetze wieder beim Ständerat. Hauptdifferenz war immer
noch die sogenannte „Wasserkraft-Klausel“, die eine rückwirkende Aufhebung der
Durchschnittspreismethode enthält und vom Ständerat eingeführt worden war, vom
Nationalrat aber abgelehnt wurde. Eine Minderheit Zanetti (sp, SO) zog ihren Antrag auf
Zustimmung zum Nationalrat zurück und begründete dies mit den Schritten, mit
welchen der Ständerat gemäss dem Vorschlag der UREK-SR auf den Nationalrat zuging.
So sollte die Rückwirkung auf fünf Jahre beschränkt und die Pflicht zur Anwendung der
Durchschnittspreismethode nicht aufgehoben, aber mit Ausnahmen versehen werden.
Preisvorteile müssten nicht an die gebundenen Bezüger weitergegeben werden, wenn
diese Strom aus erneuerbaren Energiequellen bezögen. Für Strom aus inländischen
Kraftwerken, die keine Unterstützung erhalten, soll es das Recht geben, auf die
Durchschnittspreismethode zu verzichten. Bundesrätin Leuthard bezeichnete diese
Vorschläge als diskriminierend und unfair und wollte „klar darlegen, dass das [...] nicht
wahnsinnig klug ist.“ Der Ständerat liess sich von diesem Votum nicht beirren und hielt
an der angepassten Wasserkraft-Klausel fest. 
Auch eine zweite Differenz blieb bestehen: Der Ständerat hielt daran fest, das
Messwesen dem Netzbetrieb zuzurechnen. Hingegen gab die kleine Kammer bei den
intelligenten Steuer- und Regelsystemen nach: Netzbetreiber dürfen die Systeme nur
nach der aktiven Zustimmung durch die Konsumenten installieren. 1
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NIKLAUS BIERI

1) AB SR, 2017, S. 822 ff.
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